Informationen des Arbeitskreises der Betriebsräte überregionaler Weiterbildungsträger

zum Haushalt der Bundesagentur für Arbeit 2005 (Eingliederungstitel I), dem Eingliederungstitel II nach SGB II und den Auswirkungen auf die Weiterbildung 

Niedergang der Weiterbildung 2004

Das Jahr 2004 war geprägt von einem weiteren Niedergang der Aus- und Weiterbildung, die von der Bundesagentur für Arbeit (BA) nach dem SGB III gefördert wird. Der Teilnehmerbestand in Bildungsmaßnahmen der Förderung der beruflichen Weiterbildung (FbW) ging von knapp 300.000 im Januar 2003 über 208.000 im Januar 2004 auf 166.000 im Oktober 2004 zurück. In anderen Bereichen wie Trainingsmaßnahmen und Arbeitsvermittlung wurden durch die zentralisierten Ausschreibungen die Preise massiv gedrückt und bewährte Träger aus dem Markt gedrängt. Bei den Mitte des Jahres folgenden Ausschreibungen zu den Berufsvorbereitenden Maßnahmen wurden zwar die gleichen Teilnehmerplätze ausgeschrieben, aber durch einen neuen (schlechteren) Stellenschlüssel die Zahl der Arbeitsplätze abgesenkt (ca. 20%). Gleichzeitig wurden die Preise noch weiter nach unten gedrückt, der bundesdurchschnittliche Maßnahmepreis von 426 € entspricht einem Bruttogehalt für Ausbilder, Lehrer oder Sozialpädagogen (je nach Stellenschlüssel) von ca. 1.600 bis 2.200 €.

Haushaltsmittel für 2004

Im Eingliederungstitel (EGT I) der BA für das Jahr 2004 stehen 10,2 Mrd. Euro zur Verfügung. Es zeichnet sich ab, dass diese 10,2 Mrd. EUR nicht vollständig ausgegeben werden. Allein in den ersten drei Quartalen sind die Ausgaben um 955 Mio. unter dem Soll zurückgeblieben. Voraussichtlich werden bis Jahresende ca. 1,5 Mrd. Euro nicht ausgegeben. Die BA hat offensichtlich das geschäftspolitische Ziel verfolgt und an die Regionaldirektionen und einzelnen Agenturen weiter gegeben, die Haushaltsmittel für die aktive Arbeitsmarktpolitik, die ja seit Jahren ständig gesenkt werden, nicht auszuschöpfen und die Sparpolitik des BMWA in diesem Bereich noch zu übertrumpfen – und dies obwohl der Verwaltungsrat sich ausdrücklich für eine volle Ausschöpfung der Mittel ausgesprochen hat. So lässt sich z.B. auch das Preisdumping bei der Vergabe der berufsvorbereitenden Maßnahmen (aber auch bei anderen Instrumenten) erklären. 

Ausblick auf das Jahr 2005

Nach dem Haushaltsentwurf der Bundesagentur für Arbeit ist davon auszugehen, dass der Eingliederungstitel für ALG I Empfänger im Jahr 2005 bei ca. 4,3 Mrd. EUR liegen wird. Die Reduzierung erklärt sich – außer durch die Reduzierung des Bundeszuschusses daraus, dass der Aussteuerungsbeitrag (s.u.) aus dem EGT zu finanzieren ist. Anderseits wird das Unterhaltsgeld, das bisher aus dem EGT finanziert wurde, künftig aus dem ALG-Topf („Arbeitslosengeld bei beruflicher Weiterbildung") entnommen. Damit der Vergleich mit 2004 reell ist, muss man also zu den 4,3 MRD fiktiv noch 1,1 MRD für UHG addieren, sodass – nach bisheriger Berechnung - der EGT I 2005 bei 5,4 MRD liegt und faktisch gegenüber 2004 um fast die Hälfte gekürzt wurde (von 10,2 MRD). 

Die Verpflichtungsermächtigungen für die Folgejahre werden sich voraussichtlich auf 2,9 Mrd. EUR belaufen. Um diesen Betrag mindert sich das für Neueintritte zur Verfügung stehende Mittelvolumen., sodass sich der Eingliederungstitel für Neueintritte im Jahr 2005 auf etwa 1,4 Mrd. EUR beläuft.

Der Haushaltsentwurf der BA sieht einen Bundeszuschuss von 4 Mrd € vor, der Entwurf des Bundeshaushalts nur 3,5 Mrd. €. Da die Bundesregierung den Haushalt der BA genehmigen muss, steht der Bundeszuschuss noch in der Diskussion. Sollte sich Eichel durchsetzen, werden die „Ermessensleistungen", also die aktive Arbeitsmarktpolitik noch einmal um 500 Mill. € gekürzt werden.

Mittel für die Weiterbildung von ALG I-Empfängern ab 1.1.05

Neben dieser Mittelkürzung für 2005 führen einzelne Vorschriften der Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe zum neuen Arbeitslosengeld II (ALG II im neunen SGB II) zu gravierenden Einschnitten bei der Weiterbildung.

Die BA muss für jeden ALG I-Empfänger, der nach 12 Monaten in ALG II übergeht, einen sog. Aussteuerungsbetrag (eine Art Strafgebühr) an den Bundeshaushalt abführen. Dieser wird kompliziert errechnet und beläuft sich 2005 auf ca. 10.000 € pro Arbeitslosen, insgesamt ca. 6,7 Mrd. €. Bisher sollen "Investitionen" der BA (also Ausgaben für aktive Arbeitsmarktpolitik) auf diesen Betrag nicht angerechnet werden. Aus diesen Mitteln wird der EGT II für die Eingliederungsmaßnahmen nach § 16 SGB II (das "Fördern" neben dem "Fordern") finanziert. Über die Verteilung dieser Mittel aus dem EGT II entscheidet aber nicht die einzelne Agentur, sondern die nach SGB II gebildeten Arbeitsgemeinschaften (ARGE) aus Kommunen und Agenturen (abgesehen von den Kommunen, die optiert haben, also die Betreuung und Leistungen an ALG II-Empfänger allein, ohne Agenturen bewerkstelligen ). 

D.h.: Eine Agentur/Arbeitsberater wird einem Menschen, der z.B. seit drei Monaten arbeitslos ist und für den eine Weiterbildung eigentlich sinnvoll wäre (um das festzustellen, wurde ja schließlich mal das Profiling eingeführt), allenfalls eine sehr kurze Qualifizierung zubilligen, und auch diese nur dann wenn er danach aber vor Ablauf der 12 Monate ALG I Bezug mit Sicherheit vermittelt werden kann, also der Aussteuerungsbetrag vermieden wird. Denn sonst müsste die BA ja die Kosten sowohl für die Qualifizierung als auch für den Aussteuerungsbetrag aus den eigenen EGT I-Mitteln bestreiten. Da eine solche Vermittlungsgarantie fast nie sicher ist, wird der Arbeitsvermittler dieses Risiko i.d.R. nicht eingehen, auf die Qualifizierung verzichten und damit die entsprechenden Kosten einschließlich des UHG sparen und nach Ablauf der 12 Monate halt „nur" den Aussteuerungsbeitrag zahlen.

 
Fazit: Für ALG I-Bezieher wird es kaum noch Weiterbildung, und wenn überhaupt nur kurze und billige Maßnahmen geben. Diese Annahmen werden übrigens auch dadurch bestätigt, dass die Agenturen daher bisher noch keine Bildungszielplanung (an der die Weiterbildungsträger ihre Angebote ausrichten) für das nächste Jahr vorgenommen; ob überhaupt und wie viele Bildungsgutscheine noch vergeben werden ist unsicher.

Längere Fortbildungen und Umschulungen werden nicht mehr gefördert werden; dabei können gerade Umschulungsmaßnahmen gute Eingliederungserfolge nachweisen, und das Forschungsinstitut der BA, das IAB, betont immer wieder zu Recht das hohe Arbeitsmarktrisiko von Ungelernten!

Dabei hatte die BA seit dem Jahr 2001 verstärkt darauf geachtet, dass Qualifizierungen möglichst früh, also zu Beginn der Arbeitslosigkeit einsetzen – nach der Intention des Job-Aktiv-Gesetzes sollten sie sogar präventive Wirkung haben.

Diese widersinnigen Konsequenzen hat der Gesetzgeber nicht gewollt, aber in Kauf genommen; sie verstärken sich erst recht durch die Mittelreduzierung im Haushalt 2005 sowie die nur noch von betriebswirtschaftlichen Kategorien beherrschte Geschäftspolitik der BA. 

Fördermöglichkeiten (aus dem EGT II) für ALG II-Bezieher

Aus dem genannten Aussteuerungsbetrag wird der Eingliederungstitel nach dem SGB II (EGT II) finanziert. Für ALG II-Empfänger stehen nach der bisherigen Planung 6,35 Mrd. EUR zur Verfügung. Davon sind 1,3 Mrd. EUR als Verpflichtungsermächtigungen gebunden.

Das gesamt Spektrum der arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen des SGB III steht auch den ALG II Empfängern offen. Ob die dezentralen ARGE die Qualifizierung/Weiterbildung von ALG II – Beziehern fördern, ist z.Zt. von den vorhandenen Mitteln her zwar denkbar, realiter aber völlig unsicher: Für diese Gruppen werden ganz eindeutig die sog. Ein Euro-Jobs (§16 SGB II) favorisiert. Nach den Verlautbarungen aus dem BMWA und aus Nürnberg sollen die Prioritäten zugunsten der Förderung von Jugendlichen gesetzt werden (sog. Aktivierungsquote von 52%, während erwachsene ALG II Empfänger zu etwa 25% aktiviert, also von arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen erreicht werden sollen), da ihnen nach dem SGB II innerhalb kurzer Zeit ein Eingliederungsangebot gemacht werden muss. Ob dann noch Mittel für andere Eingliederungshilfen, z.B. gezielte Qualifizierung übrig bleiben, ist eher zweifelhaft.

Die Eingliederungstitel für ALG I und ALG II (einschließlich des Betrags für das UHG, der ab 2005 aus den ALG I-Titel bezahlt wird) zusätzliche Betrag, ergeben zwar insgesamt ein Volumen, das dem Eingliederungstitel des Jahres 2004 entspricht, müssen aber eine größere Anzahl von Leistungsberechtigten versorgen. Aus den oben genannten Gründen wird davon aber kaum etwas für die Weiterbildung von Arbeitslosen verwendet werden.

Dennoch muss vor Ort, auch seitens der Bildungsträger und der anderen Akteure, darauf hingewirkt werden, dass die Fallmanager nicht nach geschäftspolitischen und betriebswirtschaftlichen Vorgaben, sondern auf Grund individuellen Profiling, also der Ausgangslage und besonderen Kompetenzen und Defizite des einzelnen darüber entscheidet, welche Förder- und Eingliederungsmaßnahme er einleitet.

 
Kurzfristige Lösungswege

Ungeachtet unserer grundsätzlichen Kritik an Hartz IV und unseren Forderungen nach gesetzlichen Veränderungen muss kurzfristig – im Verwaltungsrat, gegenüber den Politik, seitens der Bildungsträger etc. - versucht werden, folgende Verbesserungen zu erreichen:

Arbeitsmarktpolitische Mittel müssen auch ausgegeben werden

Es muss – auch in den örtlichen Verwaltungsausschüssen - darauf gedrungen werden, dass die im Haushalt der BA ausgewiesenen Mittel von den Agenturen tatsächlich ausgegeben werden. Es war bisher nicht Politik der Bundesregierung und der Bundesagentur für Arbeit, zusätzliche Ausgaben für Arbeitslosengeld durch Einsparungen bei den aktiven Leistungen zu kompensieren; genau das macht die BA aber zur Zeit.

Die Bundesregierung soll bei der Haushaltsfeststellung den Vorschlägen des Vorstandes und des Verwaltungsrats der BA nachkommen:

Dies bedeutet zum einen den Bundeszuschuss auch tatsächlich auf mindestens 4 Mrd. € festzulegen und zum anderen die Vorbindungen für jetzige Arbeitslosenhilfeempfänger dem Eingliederungstitel Arbeitslosengeld II zuzuordnen. Nach Schätzungen sind dies etwa 800 Mio. EUR. Wenn wir gegenüber der Bundesregierung erreichen könnten, dass diese 800 Mio. Vorbindungen dem ALG II-( und nicht dem SGB III, also ALG I)- Haushalt angelastet werden, würden für Neueintritte im Rahmen des EGT I, also für ALG I-Empfänger 800 Mio. EUR zusätzlich zur Verfügung stehen. 
Für den Jahresdurchschnitt 2005 geht das BMWA von 3,2 Mio. zu aktivierenden erwerbsfähigen Hilfebedürftigen im ALG II aus. Gemessen an dieser Zahl stehen damit für Neueintritte von SGB II-Kunden in eine Eingliederungsmaßnahme rechnerisch rund 1.600 EUR zur Verfügung. Der Durchschnittsbetrag für angenommene 2,2 Mio. ALG I-Empfänger ( SGB III-Kunden) beläuft sich dagegen auf lediglich 600 EUR. 
Ziel muss deswegen sein, dass der Bund auch im Jahre 2005 die Voraussetzungen schafft, dass die bisherige Neubewilligungsquote im Eingliederungstitel für SGB III-Kunden in Höhe von rund 45 % wieder erreicht wird. Damit würden für Neubindungen 1,9 Mrd. Euro zur Verfügung stehen. 

Anrechnung der Ausgaben für arbeitsmarktpolitische Maßnahmen auf den Aussteuerungsbetrag

Die arbeitsmarktpolitischen Hilfen, die in den letzten sechs Monaten des ALG I Bezuges gewährt wurden, sollten auf den Aussteuerungsbetrag angerechnet werden. Als Alternative dazu benannte BA-Vorstandsmitglied Heinrich Alt die Fälligkeit des Aussteuerungsbetrags um den Zeitraum zu verlängern, der bei der Überprüfung des Eingliederungserfolgs angewandt wird (6 Monate nach Ablauf der arbeitsmarktpolitischen Maßnahme). Hierdurch würde vermieden, dass die BA sich durch „Abwarten" der arbeitsmarktlichen Verantwortung entzieht, ALG I-Bezieher in der Regel von Qualifizierung ausgeschlossen bleiben und Langzeitarbeitslosigkeit sich verfestigt. Weiterbildung muss nach den Erfordernissen des Einzelfalles und nach arbeitsmarktlicher Notwendigkeit gewährt werden. Die Notwendigkeit ergibt sich insbesondere aus dem Ergebnis des Profiling. Mit der Weiterbildung sollte frühzeitig begonnen werden. Durch Abwarten wird die Zeit der Arbeitslosigkeit unnötig verlängert.

Schaffung von Regelungen für längerfristige Qualifizierungsmaßnahmen

Für die Finanzierung von Umschulungen müssen Sonderregelungen hinsichtlich der Verrechnung zwischen den SGB III und SGB II Haushalten bzw. Rechnungskreisen getroffen werden, damit sie als wichtiges Instrument zur Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit und Wiedereingliederung gefördert wird.

Arbeitsmarktpolitische Begründung der Weiterbildungsförderung

Arbeitsmarktpolitisch ist die mangelnde Investition in Weiterbildung äußerst problematisch. Allein in der Metallindustrie wird geschätzt, dass 150.000 Stellen nicht besetzt werden können, weil es an geeigneten Fachkräften fehlt. Auch wenn zunächst die Verantwortung der Unternehmen für betriebliche Weiterbildung eingefordert werden muss, kann aus der Gruppe der Arbeitslosen ein Teil dieser Stellen durch gezielte Weiterbildung besetzt werden. 

Die BA muss den Strukturwandel, der sich auch in Zukunft fortsetzen wird, aktiv begleiten. Menschen, die aus Berufen ausscheiden, die keine Zukunft mehr haben, muss eine neue Perspektive angeboten werden. 

Änderungen im Recht der Arbeitslosenversicherung und der Rentenversicherung zielen darauf hin die Lebensarbeitszeit auszuweiten. Häufig ist jedoch festzustellen, dass Ältere nach längerer Beschäftigung eine sehr spezielle berufliche Qualifikation erworben haben, die verhindert, dass sie wieder in ihren bisherigen Beruf vermittelt werden können. In vielen Fällen kann durch eine gezielte Weiterbildung oder Umschulung einer länger dauernden Arbeitslosigkeit vorgebeugt werden und auch in höherem Lebensalter eine Eingliederung erreicht werden. 

Die BA muss aufgefordert werden, die Ziele der Bundesregierung nach Verlängerung der Lebensarbeitszeit aktiv zu unterstützen. Hierzu ist insbesondere der Ausbau der Weiterbildung erforderlich. 

Ungeachtet dieser unmittelbaren arbeitsmarktlichen Verwertungsfunktion von beruflicher Weiterbildung unterstützt sie auch den längerfristigen Qualifikationserhalt und die Beschäftgungsfähigkeit und kann zur Vermeidung der negativen sozialen und persönlichen Konsequenzen beitragen, die meistens mit der längeren und ununterbrochenen Verweildauer von Arbeitslosigkeit einhergehen.
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